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I. Problemstellung 

(1) Die Verabschiedung des Gesetzes zur sozialen Absicherung des Risikos 
der Pflegebedürftigkeit (PflegeVG, SGB XI) vom 28. Mai 1994 erfolgte vor 
dem Hintergrund, einerseits die Pflegeinfrastruktur und die Versorgung pflege-
bedürftiger Personen zu verbessern und andererseits die Finanzierung neu zu 
regeln, konkret: die Belastung der Kommunen durch Sozialhilfeausgaben zu 
mindern. 1 Zugleich war das Gesetz eine ordnungs- und sozialpolitische Neue-
rung, indem neuartige Strukturen, Spielregeln und Akteure eingefiihrt wurden. 
Da aufgrund politischer Kompromisse die Loslösung von bestehenden sozialen 
Sicherungssystemen nur unvollkommen erfolgte, waren allerdings Widersprü-
che die notwendige Folge.2 

- Kernpunkt der Inkonsistenz ist eine marktwirtschaftlich-wettbewerbliche 
Struktur auf der einen Seite, die einen formal gesetzlich diskriminierungs-
freien Zugang zum Pflegemarkt sicherstellt, und eine staatliche Bedarftpla-
nung auf der anderen Seite, aufgrund derer eine Objektforderung der als not-
wendig erachteten Infrastruktur vorgenommen wird (faktisch: vorgenommen 
werden sollte). Eingebettet ist dieser Widerspruch in ein korporatistisches 
System, in dem kartellgleiche Verbandsorganisationen zusammen mit staatli-
chen Institutionen die Zulassung und Aufsicht von Anbietern regeln, Quali-
tätsstandards beschließen und Entgeltrichtlinien oder gar Entgelte direkt ver-
einbaren.3 

- Eine wesentliche Neuerung stellt die Abkehr vom bis dato geltenden Selbst-
kostendeckungsprinzip dar. Prinzipiell wurde es durch die Möglichkeit freier 
Entgeltverhandlungen abgelöst, wenngleich diese insbesondere für die am-
bulante sowie die Tagespflege durch landesweit vertretene Kassen- und Trä-
gerorganisationen als bilaterales Preiskartell vorgenommen werden. Zudem 
wird die freie Preisbildung durch den Kostennachweis und die Offenlegung 
der Kalkulation konterkariert. 

I So sanken die Ausgaben für die Hilfe zur Pflege von 9,06 Mrd. € (1994) auf 3,50 Mrd. € 
(1997) um 61,4 %. Zugleich erhöhten sich die Ausgaben für die Pflegeleistungen inkl. der Pflege-
versicherung auf 18,64 Mrd. €, was gegenüber den 9,06 Mrd. € eine Steigerung von 105,7 % be-
deutet. Vgl. Anhang, Tab. AI sowie Eisen (2001), S. 77 ff. 

2 Zur etwa 20jährigen Vorgeschichte des PflegeVG sowie zu den ordnungspolitischen Gestal-
tungsmöglichkeiten einer Pflegefallabsicherung vgl. Meyer (I 989a1b ). 

3 Vgl. ROlh (2000a), S. 964 ff. ; ROlh (200ob), S. 184 ff. sowie Schölkopj(l999a), S. 268. 
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- Mit der Einfiihrung des PflegeVG fand zugleich eine Loslösung vom Be-
darjsprinzip hin zu einer Grundsicherung statt, die nach den Pflegestufen 
differenzierte Leistungsbudgets im Sinne einer standardisierten Mindest-
bedarfssicherung vorsieht. Darüber hinausgehende Leistungen fallen als 
Selbstbehalt dem Pflegebedürftigen, dessen Angehörigen oder der Sozial-
hilfe zu.4 

- In Fortfiihrung dieses Gedankens finden sich im PflegeVG weitere Mecha-
nismen der Kostenbegrenzung und zur Beitragssatzstabilität. 

(2) Zum Verständnis dieser unter marktwirtschaftlich-wettbewerblichem Ge-
sichtspunkt problematischen Ordnungsstrukturen und Widersprüchlichkeiten 
hilft ein Blick auf die beteiligten Interessen und deren Durchsetzungsfähigkeit. 

- Zunächst ist festzuhalten, dass eine Neuregelung der Pflegefallabsicherung 
auf das Interesse aller aktuellen und potenziellen Einrichtungsträger stieß, da 
die Bereitstellung zusätzlicher fmanzieller Mittel eine Marktausweitung be-
deuten würde. 

- Die korporatistischen Strukturen sichern den (Wohlfahrts-)Verbänden eine 
Berücksichtigung ihrer Positionen im Gesetzgebungsverfahren sowie in der 
faktischen Umsetzung in entsprechenden Gremien. Zugleich legitimieren sie 
die Funktion und Stellung der Verbandsorganisationen gegenüber ihren 
rechtlich und wirtschaftlich selbstständigen Mitgliedsunternehmen. 5 Hierbei 
ist zu beachten, dass diese Vertretungsfunktion nicht unbedingt fonnell be-
gründet sein muss, sondern vielmehr auf einer gemeinsamen Wertorien-
tierung sowie auf symbolischen und anderen infonnellen Beziehungen be-
ruht. 

- Umgekehrt sichert dieses Regelungssystem den staatlichen Behörden den 
Zugang zu Sachkompetenz und garantiert eine relativ konfliktfreie Trans-
mission der Vereinbarungen auf die Einrichtungsträger sowie die Pflegebe-
dürftigen. Damit senken die auf Dauer und auf Kooperation angelegten Aus-
tauschbeziehungen aus Sicht der staatlichen Entscheidungsträger die Trans-
aktionskosten ihrer Politik erheblich.6 

- Über die Instrumente der Bedarfsplanung sowie der objektbezogenen Inves-
titionsförderung behält die Ministerialbürokratie eine permanente Steue-

4 Vgl. Roth (1999), S. 431; Eisen (2001), S. 83 ff.; Vierter Bericht zur Lage der älteren Genera-
tion in der Bundesrepublik Deutschland (2002), S. 60 f. 

, Durch die marktwirtschaftlichen Elemente kann jedoch eine Abnahme der Repräsentations-
funktion insbesondere der Wohlfahrtsverbände beobachtet werden . Ihre Aufgaben verlagern sich 
zunehmend aufbetriebswirtschaftlich-beratende Tätigkeiten. 

6 Vgl. Meyer(1999), S. 39 ff. 
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rungsmacht. Gleichzeitig begrenzt die fmanzielle Abhängigkeit von staatli-
chen Zuschüssen die Konfliktfähigkeit der Einrichtungsträger und ihrer Ver-
bände (Goldene Zügel). Nimmt man die Pflegekassen als zweite fmanzielle 
Basis der Pflegedienstleister hinzu, so bleiben die Bedürfnisse der Pflegebe-
dürftigen nachrangig und werden von den Anbietem und ihren Verbänden 
nur insoweit berücksichtigt, wie sie den Ressourcenzugang begründen helfen 
und sicherstellen.7 

- Die nachrangige Stellung der Interessen der Pflegebedürftigen ergibt sich 
somit zwangsläufig aus den korporatistischen Strukturen. Eine nachhaltige 
Erklärung dieser Minderberücksichtigung liefert die Politische Ökonomie 
des Alters.8 Mit dem Ausscheiden aus dem Erwerbsleben geht ein ökono-
misch begründeter Bedeutungs- und Funktionsverlust alter Menschen einher. 
Das wirtschaftliche Ressourcenpotenzial beschränkt sich gegebenenfalls auf 
Vermögenswerte, die im Pflegefall schnell erschöpft sind. Darüber hinaus ist 
die Organisationsfähigkeit dieser Gruppe stark eingeschränkt, so dass sie 
sich der Anwaltfunktion vermeintlich nicht selbst interessierter W ohlfahrts-
verbände ausgesetzt sehen.9 Schließlich ist ihr politisches Stimmenpotenzial 
gering und ein Droh- oder gar Störpotenzial entfällt. Damit lohnt sich das 
Eingehen auf die besondere Bedürfnislage nicht und die finanzielle Ausstat-
tung beschränkt sich auf ein Mindestniveau. Allenfalls junge Alte, denen das 
Risiko der Lebenssituation ,'pflegebedürftigkeit" näher rückt und deren Be-
völkerungsanteil im Trend steigt, könnten zukünftig durch ihr Stimmenge-
wicht die politische Diskussion beeinflussen. 

(3) Die vorliegende, auf den Sektor der stationären Altenpflege beschränkte 
Untersuchung geht der Fragestellung nach, welcher Handlungsbedarf sich für 
die Zukunft auf der Basis der demografischen Entwicklung, der Bedürfnisse der 
Betroffenen sowie der finanziellen Restriktionen ergibt. Kapitel II liefert mit 
einer Bestandsaufnahme der Versorgungslage, einem Blick zur Situation auf 
dem Arbeitsmarkt rur Pflegekräfte und deren Arbeitskosten, einer demografisch 
fundierten Prognose zur Zahl der Pflegebedürftigen und einer Übersicht lang-
fristiger Entwicklungstrends im Pflegeumfeld die Grundlage, von der aus die 
Richtung eines Handlungsbedarfs abgeleitet wird. Vor dem Hintergrund eines 
nur begrenzt marktwirtschaftlich-wettbewerblich organisierten und durch zahl-
reiche korporatistische Elemente geprägten Pflegesektors wird in Kapitel III die 
Frage aufgeworfen, ob es ökonomische Gründe gegen eine wettbewerbliche 
Steuerung im stationären Altenhilfesektor gibt. Kapitel IV zeigt die wesentli-
chen zentralwirtschaftlichen und korporatistischen Versorgungsstrukturen auf, 
deren Probleme in Kapitel V ausfiihrlich diskutiert werden. Schließlich werden 

7 Siehe Schölkop!(1999a), S. 268. 
8 WeiterfUhrende Literatur findet sich bei Schölkop!(1999a), S. 248. 
9 Zur Anwaltfunktion der Wohlfahrtsverbände vgl. kritisch auch Meyer (1999), S. 30. 


